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DIE SCHWEIZBLICK A UF

Peter Dürrenmatt

FREIHEIT UND BINDUNG

Dem Schweizervolk wird im politischen Jahr
1952 ein ganzer Strauß von Volksabstimmungen

beschert werden. Die Vorlagen, die
unseres Urteils harren, sind, so verschieden

sie im übrigen aussehen, doch alle auf
einen gemeinsamen Nenner abgestimmt: Es
geht bei ihnen um das Dilemma zwischen
Freiheit und Bindung in den wirtschaftlichen
Beziehungen. Die Ausgangslage bleibt dabei
stets die gleiche: Wenn wir in der Schweiz,
auf dem gleich klein gebliebenen Fleck Erde,
auf dem vor hundert Jahren zweieinhalb
Millionen Menschen ihr Auskommen hatten,
heute die doppelte Zahl besser leben lassen
wollen, so werden wir das nur vermögen, wenn
wir den Schwachen gegenüber dem Starken
schützen und die absolute Freiheit durch
bindende Rücksichten eindämmen.
Die erste Volksabstimmung dieses Jahres, jene
über das sogenannte «Hotelbauverbot», wird
bereits entschieden sein, wenn unsere Zeilen
im Druck erscheinen. Der Entscheid ist nicht
besonders weittragend. Das Ja oder Nein des
2. März wird aber als Symptom nicht belanglos

sein. Dieser Abstimmung folgt, ebenfalls
im Frühjahr, die zweite über das Landwirt-
schaftsgesetz. Worum geht es hier? In aller
Kürze gesagt, um den Versuch, dem knappen
Fünftel an bäuerlicher Bevölkerung, das die
Schweiz noch zählt, solche wirtschaftliche
Existenzgrundlagen zu bieten, die es ihm möglich

machen sollen, neben der fortschreitenden

Industrialisierung unseres Landes
selbständig zu bestehen. Theoretisch könnte man
sich ja auf den Standpunkt stellen, die
Entwicklung gehe schicksalhaft gegen die Bauersame

weiter. Es sei deutlich, daß sich an
bestimmten Plätzen der Erde eine Art von
Getreideindustrie herausgebildet habe, die auf
riesigen Flächen mit größtem maschinellem

Aufwand Brotfrucht billig produziere und die
übrige Welt ausreichend versorgen könne. Der
Schweizer Bauer vermöge mit dieser Entwicklung

nicht Schritt zu halten und müsse die
Konsequenzen ziehen. In England habe es

schließlich noch weniger Bauern als bei uns.
Es gehört zum Wesen der schweizerischen
Wirtschaftspolitik der vergangenen zwanzig
Jahre, daß sie die Daseinsberechtigung
wirtschaftlicher Minderheiten ausdrücklich
anerkennt. Das Landwirtschaftsgesetz stellt einen
Versuch dar, auch unsere Bauern als
wirtschaftliche Minderheit zu schützen. Es will
die bäuerliche Wirtschaftspolitik, wie sie seit
1939 (damals unter dem Eindruck der Kriegszeit)

allmählich aufgebaut worden ist, zur
gültigen bäuerlichen Wirtschaftspolitik
erheben. Nachdem das neue Bodenrecht den
Bauern gegen die Spekulation mit Grund und
Boden geschützt hat, soll ihm das Landwirtschaf

tsgesetz Sicherungen vor unerwartetem
Preiszerfall bringen und ihm gewisse Garantien
bieten, daß er die Erzeugnisse seines Bodens,
trotz ausländischer Konkurrenz, verkaufen
kann. Das ist natürlich nur möglich, wenn
die nichtbäuerliche Mehrheit der Stimmberechtigten

bereit ist, die gewissen Opfer, die das
für sie bedeutet, auf sich zu nehmen und die
mit der Regelung verbundenen Eingriffe des
Bundes auf die Gestaltung der Preise für
landwirtschaftliche Erzeugnisse zu akzeptieren.
Dabei dürfte für manchen die andere
Überlegung dazu kommen, ob man in Bern die
neuen Befugnisse, die man mit dem Gesetz
erhalten wird, sinnvoll und mit Maß und
Verstand anzuwenden gedenkt, nicht aber
mißbräuchlich und überbordend. Die großen
Parteien und die wichtigsten Wirtschaftsverbände
der meisten außerbäuerlichen Wirtschaftsgruppen

stehen für das Gesetz ein.
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